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Rede des Grafen Schwerin. 


SH Berlin, 21. Februar. Die in der 28. Sitzung des 
Abgeordneten⸗Hauſes vom 20. d. Mts. gegen das die Landge⸗ 
meinde⸗Ordnung für die ſechs öſtlichen Provinzen betreffende Ge⸗ 
ſetz gehaltene Rede des Abgeordneten Grafen v. Schwerin lau— 
tet wörtlich: 

„Meine Herren! Der uns vorliegende Geſetz⸗Entwurf trägt, 
wie ich meine, den breiten Stempel ſeines Urſprungs an der 
Stirn, oder (zur Rechten gewandt) wenn Sie dieſe Ausdrucks⸗ 
weiſe lieber für ſich behalten, trägt er unverkennbar das Gepräge 
der Zeit und der Männer, in der und durch deren Einfluß er ins 
Leben gerufen worden iſt. 3 
Die altpreußiſche Gründlichkeit und Wiſſenſchaftlichkeit vers 
mißt man meines Erachtens ſowohl in dem Geſetz-Entwurfe, wie 
in der Begründung, und auch der Bericht ergänzt, wie es mir 
ſcheint, dieſe Mängel in keiner Weiſe. Ich glaube nicht zu viel 
zu ſagen, wenn ich behaupte, daß ein großer und wichtiger Ge⸗ 
genſtand mit weniger Gründlichkeit und mit mehr abſprechendem 
Urtheil behandelt worden iſt, wie der gegenwärtige. Alle preu— 
ßiſchen Miniſter von Freiherrn v. Stein bis zum Freiherrn von 
Manteuffel find „Anhänger des liberalen Prinzips“, „unpraktiſche 
Theoretiker“ geweſen, und erſt als der Mann die Zügel ergriffen 
hat, der nach Herrn v. Gerlach der konſervativſte Miniſter iſt, 
den wir ſeit 50 Jahren gehabt haben, und die treue Schaar der 
konſervativen Majorität um ſich geſammelt hat, mit deren Hülfe 
es gelungen iſt, die Gemeinde, Ordnung von 1850 zu beſeitigen, 
iſt man von der praktiſchen Unbrauchbarkeit aller derjenigen An⸗ 
ſchauungen und Verſuche, die in den letzten 50 Jahren gehegt 
und gemacht wurden, um die Gemeinde-Verhältniſſe zu reguliren, 

— überzeugt worden, und es hat ſich „die Nothwendigkeit erge- 

ben, auf dad konſervative Prinzip zurückzugehen.“ 
Dies alles findet der Bericht, indem er vorher anerkannt 
hat, daß die „inzwiſchen eingetretenen Welt⸗Ereigniſſe 
das Bedürfniß einer durchgreifenden Reform mehre⸗ 
rer auf dem platten Lande beſtehenden Verhältn 
namentlich in Bezug auf das Verhältn! vit 
Outsherrn und Unterthanen, jo wie auf die Beſitz 
und Nutzungs⸗Verhältniſſe der ländlichen Grundſtücke hatten her⸗ 
vortreten laſſen, und die bekannte Agrargeſetzgebung erfolgt, 
wodurch nicht immer mit Schonung wohlerworbener Rechte eine 
große Veränderung in der Stellung der Gutsherren zu der länd⸗ 
lichen Bevölkerung und in den Eigenthums und Bejig-Berhält- 
niſſen dieſer letzteren herbeigeführt wurde!! f 

Man follte meinen, der Bericht hätte in Folge dieſes An- 
erkenntniſſes zu der Konkluſton kommen müſſen, daß, weil alle 
Verhältniſſe nicht blos in einzelnen Gemeinden, ſondern in al— 
len Gemeinden weſentlich andere geworden ſind, weil z. B. der 
frühere geſetzliche Begriff der Gemeinde in dem Gegenſatz von 
Guts-Obrigkeit und Unterthan wurzelte, weil ferner die früher 
weſentlich auf die gemeinſchaftliche Benutzung der Grundſtücke 
bafirte Geſetzgebung nach dem Aufhören der Gemeinſchaft nicht 
mehr paßt, — man hätte annehmen ſollen, der Bericht würde 
von dieſer Vorausſetzung zu der Konkluſion kommen, — daß es 
um deßwillen nothwendig wäre, den Begriff und die Ver⸗ 
faſſung nach allgemeinen Prinzipien umzuändern und umzuge⸗ 
ftalten. Nein, er kommt nach dieſen Vorausetzungen dahin, es 
muß Alles beim Alten bleiben; trotzdem, daß das Gemeinde, 
leben ein weſentlich anderes geworden iſt, muß die Gemeindever⸗ 
faſſung doch erhalten bleiben auf derjenigen Baſis, auf der fie 
früher beſtanden hat. Gleichwohl hat die Kommiſſion wieder 
nicht verkennen «mögen, daß dem, in den früheren Kammerſitzungen 
vielfach hervorgetretenen Verlangen nach Kodifikation auf dem 
Gebiete des ländlichen Kommunalweſens eine gewiſſe Berechtigung 
nicht abgeſprochen werden kann, inſofern ſich allerdings ſowohl 
in den Gemeinden als bejonderd bei den Aufſichts-Behörden das 
Bedürfniß fühlbar gemacht hat, durch eine überſichtliche Zu— 
ſammenſtellung aller, in den verſchiedenen Geſetzen und Verord— 
nungen zerſtreut befindlichen, auf das ländliche Kommunalweſen 
bezüglichen Beſtimmungen einen ſicheren, bequemen Leitfaden zu 
gewinnen; ſie iſt aber der übereinſtimmenden Meinung geweſen, 
daß dieſes Bedürfniß nicht im Wege der Legislation, ſon⸗ 
dern lediglich im Verwaltungs-Wege befriedigt werden 
könne und dürfe, um jo mehr als nach Art. 45 der Verfaſſungs⸗ 
Urkunde das Recht und die Pflicht der Krone iſt, die Geſetze zu 
verkünden und die zur Ausführung derſelben nöthigen Verordnun⸗ 
gen und Inſtruktionen zu erlaſſen. 

Meine Herren, eine ſeltſamere Konkluſion iſt mir zunächſt 
noch nicht vorgekommen. Weil der Art. 45 der Verfaſſungs⸗ 
Urkunde der Krone das Recht giebt, die Geſeße zu verkünden, 
darum ſoll der Herr Miniſter das Recht haben, nicht im Wege 
der Geſezgebung die Gemeinde ⸗Verhältniſſe zu regeln, ſondern 
im Verwaltungswege. Ferner aber bin ich doch meinerſeits 
der Ueberzeugung, daß von allen den Verſuchen, die in den letzten 


drei Jahren gemacht worden ſind, an die Stelle der aufgehobenen ngewi e 
Grunde zu ſuchen, der fie bei der ganzen Gemeindegeſetzgebung 


Gemeinde » Ordnung von 1850 irgend etwas Erſprießliches zu jegen, 
daß, ſage ich, von allen dieſen Verſuchen der jetzt vom Miniſter 
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Prinzip, Novelle oder Kodifikation ankommen kann. 


gemachte der allerunglücklichſte iſt. Anfangs war es die H es nun 'mal das Schickſal, wie es mir ſcheint, oder die weile 
provinzielle Eigenthümlichkeit, die immer in den Vordergrund geſtellt [Anordnung unſers Herrn Präſidenten, wenn fie lieber wollen, fo 


werden. 0 


Es iſt in dieſen Zuſammenſtellungen außerordentlich viel legis⸗ 
lativer Inhalt, und ich glaube mit Gewißheit une rechnen zu 


ni 


wurde, wenn man gegen das Geſetz von 1850, welches eben dieſe pro- 


vinzielle Eigenthümlichkeit nach der Anſicht der geehrten Herren nicht 
genug in den Vordergrund ſtellte, ankämpfte. Es wurde der Verſuch 
gemacht, uns Geſetzes⸗Vorlagen für alle ſechs einzelnen Provinzen zu 
geben, und es ergab ſich, daß alle ſechs Entwürfe ziemlich übereinſtim— 
mend waren. Von der provinziellen Eigenthümlichkeit war wenig 
oder nichts zu bemerken. Man hatte, vielleicht ganz abſichtlich, 
damit nicht eine buchſtäbliche Uebereinſtimmung ſtattfände, den 
einen oder den andern §. in dem einen oder andern Geſetzentwurf 
geändert; im Ganzen mußte ſich indeß aus dieſen Vorlagen die 
Ueberzeugung geltend machen, daß dieſe provinziellen Eigenthüm⸗ 
lichkeiten auch nichts weiter waren ald Wind und wieder Wind. 
Man konnte darauf nicht baſiren, es mußte ein anderes mot 
d'ordre gegeben werden, und das iſt bei der gegenwärtigen Vor: 
lage geſchehen. Novelle, nicht Kodifikation! das iſt heute das 
mot d'ordre. Nun hat aber eben, weil die Regierung ſelbſt 
die Ueberzeugung gewonnen hat, daß mit dieſen wenigen §§., die 
uns jetzt als Gemeinde⸗Ordnung oder als Ergänzung zu derſelben, 
vorgelegt ſind, nichts, gar nichts erreicht werden kann, nun, ſage 
ich, hat der Herr Miniſter ſich entſchloſſen, für jede Provinz 
unter ſeiner Autorität eine Zuſammenſtellung zu erlaſſen, in der 
er, ſeiner Meinung nach, das geltende Recht der einzelnen Pro: 
vinzen zuſammengeſtellt hat. Nun aber werden meine Freunde 
ſpäter bis zur Evidenz beweiſen, daß dieſe Zuſammenſtellungen 
keineswegs nur das geltende Recht enthalten, ſondern außer 
ordentlich viele zweifelhafte Punkte in der Geſetzge— 
bung als poſitive Geſetze bereits Aufgenommen haben. 


können, daß die ſpäteren Redner dies noch näher nachweiſen 
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Nun denken Sie ſich den Zustand, in, dem w * un 4 
ſters a ommen worden, iſt es dadurch fe bſt Geſetz gewor⸗ 
den, daß ed die Staatsunterthanen ſich zur Norm dienen laſſen 
müſſen? Die Behörden aber werden angewieſen, ihre Entſchei⸗ 
dungen zu faſſen und zu treffen nach dieſer Zuſammenſtellung. 
Wird nicht der Streit und die Rechtsunſicherheit auf dieſe Art 
in einer Weiſe vermehrt wie nie vorher? Wäre es dann nicht 
beſſer geweſen, man hätte es lediglich beim Alten gelaſſen? Ich 
glaube, meine Herren, es werden Ihnen meine Freunde dieſen, 
Punkt noch näher ausführen. Wie geſagt, der Herr Berichterſtatter 
ſtellt nun an die Spitze ſeines Berichts nicht Kodifikation, ſondern 
Novelle, und damit find wir denn auch bei der Doktrin ange: 
kommen, die ihn und ſeine Freunde, und jetzt leider auch die 
Regierung fo vollkommen beherrſcht, daß Sie, die Sie ſtets 
vorgeben, wider die Doktrinärs zu kämpfen, und die Sie jede 
Ihnen mißliebige Anſchauungen am Beſten beſeitigen zu können 
glauben, wenn Sie ſie mit Doktrinismus bezeichnen, einer 
Doktrin zu Liebe geradezu allen Thatſachen und der Geſchichte 
ins Geſicht ſchlagen. Es genügt, daß ein Geſetz den Charakter 
der Kodifikationen trägt; ſofort muß es ohne jede Prüfung be⸗ 
ſeitigt werden. Es fragt ſich bei Ihnen nicht, ob nicht grade 
für den gegebenen Fall dieſe Form die allein mögliche iſt. Man 
läßt lieber einen miniſteriellen Codex bei einer Novelle ergehen, 
als daß man ſich Anordnungen zu erlaſſen entſchließen könnte, die 
nicht in die Doktrin paſſen. Daß aber, meine Herren, die Ge⸗ 
meinde-Verhältniſſe in den öſtlichen Provinzen, nachdem nämlich 
das ganze Gemeindeleben ein abſolut anderes geworden iſt, 
daß die eines umfaſſenden Geſetzbuches, einer neuen Verfaſſung 
bedürfen, das liegt meiner Meinung nach ſo ſehr auf der Hand, 
das iſt fo ſehr der Fall, wenn man nur darauf zurückſieht, was 
denn eigentlich der Sinn einer jeden Verfaſſung ſein ſoll. Es 
ſoll doch die Formulirung fein, in der ſich dad Leben, wie es 
bis zu einer beſtimmten Zeit geworden iſt, in geſetzlicher Weiſe 
zum Ausdruck bringt. Wenn alſo der Herr Berichterſtatter ans 
erkannte, daß das Gemeindeleben ein durchaus anderes geworden 
iſt, ſo würde es meiner Meinung nach kaum eines Wortes be⸗ 
dürfen, zu beweiſen, daß die Verfaſſung derſelben abſolut eine ans 
dere werden muß, und daß man ſich nicht mit den Worten helfen 
kann: „nur Novelle, nicht Kodifikation“. 
Meine Herren! Ich glaube auch annehmen zu können, daß 

die intellectuellen Urheber dieſes Geſetzentwurfs und 
der ganzen Doktrin — ich glaube, fie find zu geiſtreiche und wirk⸗ 
lich zu intelligente Männer, als daß ſie an dieſem formellen 
Prinzip der Geſetzgebung wirklich jo feſthalten konnten — wer 
der ſelbſt glauben, daß darin alle geſetzgeberiſche Weisheit er⸗ 
ſchloſſen, noch annehmen können, daß das preußiſche Volt Ihnen 
das wirklich ſo glaubt, daß es ihnen lediglich auf dieſes formale 
Man iſt mit 
Nothwendigkeit darauf hingewieſen, nach dem materiellen 
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zu fo entſchiedenen Gegnern der Kodifikation macht, und da fügt 


vermittelſt deren Friedrich Wilhelms III. Majeſtüt dem Gro 
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eigenthümlich, daß wir den Schlüſſel dazu am beſten finden in 
den Berathungen, die wir in der vorigen Woche gehabt haben. 
Meine Herren! Die Herrlichkeit des Abg. für Schie⸗ 
velbein, die kleinen Herren, die Gutsobrigkeiten ſind 
es, die überall einer geſetzlichen prinzipiellen Rege⸗ 
lung des Gemeindeweſens ſich in den Weg ſtellen, und 
eben, weil man dieſe Herrlichkeit nicht fahren laſſen will, darum, 
meine Herren, ſcheut man ſich, an eine umfaſſende Ordnung des 
Gemeindeweſens und der Gemeindeverhältniſſe zu gehen. Ich 
glaube darin um ſo weniger zu irren, wenn ich mich deſſen er⸗ 
innere, was uns Hr. v. Gerlach geſagt hat, als er uns dafür 
lobte, daß wir ſeiner Meinung nach uns in dem Entwurfe, den 
wir in dieſem Jahre eingebracht hätten, ſeinem Prinzip und dem 
ſeiner Freunde näherten. Er ſagte uns bei dieſer Gelegenheit: 
„aber freilich, die Hauptſache fehlt noch immer.“ Es iſt 
alſo nach der Anſicht des Herrn v. Gerlach die Erhaltung dieſer 
Herrlichkeit, die Erhaltung dieſer kleinen Herren, die Hauptſache 
bei der ganzen Gemeindegeſetzgebung, und ich wiederhole es, Alles, 
was ſonſt vorgebracht wird, prinzipielle Eigenthümlichkeit, Novelle 
oder Codex, iſt meiner Ueberzeugung nach nur Vorwand. Man 
hat die Ueberzeugung gewinnen müſſen, daß, inſofern man die Ge⸗ 
meinde auf richtigen Baſen ordnen will, man das Verhältniß der 
guts herrlichen Obrigkeit aufheben muß, und weil man das muß, 
darum will man ſie nicht ordnen. Wie groß aber der Anachro⸗ 
nismus in dieſer Beziehung, wie unhiſtoriſch ſolcher Standpunkt, 
dafür iſt mir in den letzten Tagen noch ein kleiner Belag in die 
Hände gefallen, den ich Ihnen doch nicht vorenthalten will. Es iſt 
eine Kabinets-Ordre vom 25. Novbr. 1808, die Kabinets⸗Ordre, 
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damals ſein Amt übertrug. 
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Der Plan dazu wird jetzt aufgeſtellt; dabei wird es möglich wer⸗ 
den, den Orts- und Kreis-Behörden die Entſcheidung der wenig 
wichtigen Juſtizfälle zu überlaſſen. Ich will, daß Ihr dieſem 
letzten Gegenſtande Eure Aufmerkſamkeit widmet, und mir deshalb 
Vorſchläge einreichet.“ 

Nach Maßgabe dieſer Kabinets-Ordre, nach den Geſichts⸗ 
punkten, die ſie aufſtellt, iſt dann freilich auch bis jetzt, ſeit 1808, 
alſo ungefähr 50 Jahre verfahren worden bis zu dem Zeitpunkte, 
den der Herr Abgeordnete für Schievelbein, indem er auf den 
Herrn Miniſter des Innern hinwies, uns als denjenigen bezeich— 
net hat, von dem das neue Prinzip jetzt ins Leben geführt wor⸗ 
den iſt. 

Aber, m. H.! es iſt doch — ein Punkt, der beſprochen 
werden muß, den der Bericht ganz beſonders hervorhebt: „die 
Autonomie der Gemeinden“; es iſt das konſervative Prin⸗ 
zip, die Autonomie der Gemeinden zu ſchützen und zu beleben, 
und nur da auf legislatoriſchem Wege einzuſchreiten, wo die als 
nothwendig erkannten Reformen und Fortbildungen auf autonomi⸗ 
ſchem Wege nicht zu erreichen find. M. H.! Das iſt ein Saß, 
den ich ſehr gern anerkennen will, ein recht ſchöͤner Saß. Die 
Autonomie, die Selbſtſtändigkeit der Gemeinden, das 
iſt ja, was wir wollen. Aber ſehen wir uns doch einmal den 
Geſetz-Entwurf an. Wie ſieht es denn hier mit der Durchführung 
dieſes Poſtulates aus? Nicht legislatoriſch, ſondern bü⸗ 
reaukratiſch iſt die Entſcheidung in allen Fällen. Nicht das 
Geſetz beſtimmt, wie es zu halten ſei, wenn ein Gemeinde Beſchluß 
nicht zu Stande kommt, ſondern es haben für jeden einzelnen 
Fall dann die verſchiedenen Verwaltungsbehörden zu beſtimmen. 
Das iſt aber der Unterſchied zwiſchen einer legislatoriſchen 
Thätigkeit und zwiſchen einer büreaukratiſchen, daß das Ge⸗ 
ſetz da, wo die Autonomie nicht ausreicht, die Norm im Voraus 
angiebt. Das Büreaukratiſche iſt, daß für den Fall, daß die Ge 
meinden ſich nicht einigen können, allemal für den gegebenen Fall 
die Verwaltung ſich die Entſcheidung vorbehält. Dieſes Tepte 
Element iſt noch prägnanter wie früher in dieſem Geſetze ausge⸗ 
prägt; überall, ſehen Sie das Geſetz Paragraph für Paragraph 
durch, wird es Ihnen entgegentreten. Wo kein Gemeindebeſchluß 
zu Stande kommt, — oft find die Gemeinden nur zu hören, — 
iſt die Entſcheidung der Verwaltungsbehörde dann die letzte Ins 
ſtanz. Es folgt daraus, wie das bei dem büreaufratiſchen Ele⸗ 


ment überall folgt, daß, je nach den Anſichten der verſchiedenen 


Regierungs⸗Kollegien, in der einen Provinz jo, in der andern wie⸗ 
der jo entſchieden wird, daß, je nachdem die Grundſäße am Mi⸗ 
niſtertiſche ſo oder ſo ſind, die Statuten, die von dem einen Mi⸗ 
niſter als vortrefflich anerkannt find, von dem andern, als unhalt, 
bar, die Beſtätigung nicht erhalten. Alſo, m. H., demnach komme 


ich zu dem Schluß, daß, weil das vorliegende Geſetz in 
Feiner Weiſe den Anforderungen einer Kommunal: 
Ordnung entſpricht, — die wichtigſten Materien: die 
Niederlaſſung, die Armenpflege, das Verhältniß zur Schule find 


darin gar nicht berührt, — endlich die Rechtsunſicherheit durch 
die neben dieſem Geſetze hergehende miniſterielle Zuſammenſtellung eb 


nur erhöht wird und das büreaukralſſche Element durch die Be⸗ 
aufſichtigung vermehrt Hit. "Darum iſt meiner Meinung nach das 
Geſetz nicht anzunehmen. Es trägt zu deutlich den Stempel 
dieſer Zeit an ſeiner Stirn; „kleine Herrlichkeit und Büreaukratie“; 
dieſen Stempel der Zeit verwerfe ich und darum verwerfe ich dieſes 


OGeſetz.“ (Bravo links!“) 1 
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Drientalifche Frage. 


Nach telegraphiſchen Nachrichten aus Marſeille vom 19. 
Februar iſt der „Ganges“ mit Nachrichten aus Konſtantinopel 
vom 141. Februar dort eingelaufen. Aali Paſcha hatte am 12. 
auf der Dampffregatte „Sans“ abreiſen ſollen, und wurde daher 
noch denſelben Abend (19.) in Marſeille erwartet. (Von da 
nach Paris kann er in 20 Stunden gelangen). Er wird das 
Dekret des Sultans mit ſich führen, welches die Reformartikel 
beſtätigt. In Betreff der Donaufürftenthümer ſagt man, daß die 
Pforte die bisherige Trennung derſelben fortbeſtehen laſſen will, 
jedoch die Würde der beiden Hospodare erblich zu machen bereit 
iſt. Die „Preſſe d Orient“ meldet, daß ein großes engliſches Haus 
ſich zur Ausführung der Eiſenbahn von Belgrad nach Konftan- 
tinopel erboten hat; andere Anerbietungen werden bis zum 1. April 
angenommen. Holland gründet in Smyrna eine Handelsſchule, 
wo mehrere orientaliſche Sprachen gelehrt werden ſollen. — Ein 
Theil der deutſchen Legion iſt in Sinope mit Disziplinirung der 
Baſchi⸗Boſuks beſchäftigt. Man erwartete in Konſtantinopel TOO 
türkiſche Gefangene, die man gegen ruſſiſche ausgewechſelt hatte. 
— Die Nachrichten aus der Krim ſind vom 9. Februar. Bei 
Sprengung des Fort Nikolaus wurden 50,000 Kil. Pulver aufs 
gewendet. Die eiſernen Thore zu den Docks ſollen nach England 
und Frankreich geſchafft werden. Man wird ſich mit der völligen 
Zerſtörung der im Hafen verſenkten ruſſiſchen Kriegsſchiffe ber 
ſchäftigen. Der franzöſiſchen Artillerie ſollen Befehle zugegangen 
ſein, welche die Friedensausſichten verſtärken. In Kertſch war 
der Geſundheitszuſtand gut; dort und bei Jenikale war am 6. 
Februar das Eis gebrochen, und die Dampfer der Verbündeten 
waren mit den Truppen wieder in unmittelbare Verbindung ge- 
treten. — Aus Athen vom 12. Februar wird gemeldet, daß 
dort am Jahrestage der Ankunft des Königs ein Te Deum ab- 
gehalten worden war, dem das diplomatiſche Korps beiwohnte; 
es fand ein großer Ball ſtatt; man illuminirte und vertheilte 
Lebensmittel an die Armen. 

Das „Wien. Fr.“ meldet aus Konſtantinopel, 7. Febr.: 
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g Berlin, 21. Februar. Von den vereinigten orientaliſchen 
und militäriſchen Aus ſchüſſen der Bundesverſammlung 
iſt den „Hamb. Nachrichten“ zufolge folgender Antrag zu einem Bun⸗ 
desbeſchluſſe eingebracht worden: „Der Deutſche Bund — im 
Anſchluſſe an ſeine Beſchlüſſe vom 24. Juli und 9. Dezember 
1854, dann 8. Februar und 26. Juli 1855 — erkennt in den 
vom kaiſ. öſterreichiſchen Hofe dem kaiſ. ruſſiſchen Kabinette em- 
pfohlenen, von ſämmtlichen kriegführenden Mächten angenommenen 
Präliminarien mit Dank und Befriedigung die Grundlagen, auf 
welchen die Herſtellung des allgemeinen Friedens feſt und dauer⸗ 
haft herbeizuführen iſt. Daß dieſes bald geſchehe, erkennt der 
Bund als ein europäiſches Bedürfniß an. Demgemäß wird er 
ſich die Aufrechterhaltung jener Grundlagen auch zu ſeiner eigenen 
Aufgabe ſtellen, unter Vorbehalt ſeines freien Urtheils, rückſicht⸗ 
lich der von den kriegführenden Mächten vorzubringenden Spezial: 
bedingungen. In Würdigung der in dieſer Richtung bereits 
von Oeſterreich und Preußen vorgenommenen Schritte ſpricht der 
deutſche Bund die vertrauensvolle Zuverſicht aus, daß beide hohe 
Regierungen auch fernerhin den Intereſſen des Geſammtvaterlan⸗ 
des ihre dankenswerthe Fürſorge und Aufmerkſamkeit widmen 
werden.“ ö 

Nachſtehender vom 15. d. M. datirter Erlaß des Mini⸗ 
ſters für Handel ac. iſt an ſämmtliche Handelskammern und 
Handelskorporationen ergangen: „Nach einer von der kaiſerlich 
ruſſiſchen Regierung getroſſenen Verfügung ſind nachſtehende Er⸗ 
leichterungen des Reiſeverkehrs von Preußen nach Rußland: eins 
getreten: 1) In Uebereinſtimmung mit einer ſchon früher hin⸗ 
ſichtlich des Verkehrs von Preußen nach dem Königreich Polen 
getroffenen Anordnung, iſt den, innerhalb einer Entfernung von 
21 Werſt von der Grenze wohnhaften preußiſchen Unterthanen 
gegen einfache Vorzeigung eines, von der preußiſchen Behörde er⸗ 
theilten Paſſes und eines Atteſtes über ihr Wohlverhalten der 
Eintritt nach Rußland geſtattet. 2) Die hieſige kaiſ. ruſſiſche 
Oeſandtſchaft und die kalſ. Konſulate in Preußen find ermächtigt 
worden, jedem ihnen nicht unvortheilhaft bekannten preußiſchen 
Unterthanen Päſſe und Viſa ſowohl für Rußland als auch für 
Polen ohne vorgängige Anfrage in St. Petersburg oder in War⸗ 
ſchau zu ertheilen.“ Diejenigen preußiſchen Unterthanen, welche 
nicht am Sitze der Geſandtſchaft oder eines ruſſiſchen Konſulats 
wohnen, können das Viſa ihres Paſſes nach Rußland entweder 
bei der Geſandſchaft oder bei dem, ihrem Wohnorte am nächſten 
liegenden ruſſiſchen Konſulate nachſuchen. 

Der Antrag der Mitglieder des Herrenhauſes Graf v. Voß⸗ 
Buch und Ubden auß Beſchränkung der allgemeinen 
Wechſelfähigkeit hat in der Juſtizkommiſſion einer gründlichen und 
allſeitigen Hr ng unterlegen, und der Berichterftatter der Kom⸗ 
miſſion, Herr Groddeck, hat die Reſultate der Prüfung in einem 
überaus lichtvollen Berichte A Die Gründe — und gegen 
nd indeß ſchon ſo oft vorgelegk, und auch von uns bereits ſo aus⸗ 
ührlich behandelt, daß wir es uns, wenn auch ungern, verſagen 
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die Superintendenten erſtatten, wird auf höhere Anordnung jetzt 
jedes Mal angegeben, in wie weit die Lehrer an dem ſonntäg⸗ 
lichen Gottesdienſt Theil nehmen, ſich an dem Abendmahl bethei⸗ 
ligen und überhaupt ſich beeifern, durch ihr Beiſpiel und ihren 
Wandel den Gemeinden Zeugniß von der rechten Heiligung des 
Sonntags abzulegen. 

Erefeld, 18. Februar. Wie die „Elb. Ztg.“ vernimmt, 
ſoll in nächſter Zeit hier eine Privatbank, wozu die Mittel 
größtentheils von hieſigen Banquiers und Kaufleuten gezeichnet 


ſind, ins Leben treten. 
Oeſterreich. 

Wien, 19. Februar. Während die Augen der ganzen 
Welt im Momente mit Spannung nach der franz. Hauptſtadt 
gerichtet ſind, bereitet ſich unter unſern Augen für die allernäch⸗ 
ſten Tage ein Kongreß vor, welcher gewiß die Aufmerkſamkeit 
der finanziellen, kommerziellen und national ⸗oͤkonomiſchen Welt in 
bedeutendem Grade auf ſich zu lenken verdient. Es iſt dies der 
Ko Bevollmächtigten behufs der baldigen Ausführun 
nneßes. Unter den zahlreichen pita. 
bei dem eventuellen Unternehmen betheiligen 
b ie Herzoge de Galliera und de Melzi aus 
Paris, Herr Laing aus London, Herr Catoni aus Piacenza und 
Marquis Rescalla aus Mailand. Noch andere italieniſche Unter 
nehmungsluſtige werden zwiſchen heute und morgen erwartet. Auch 
die öſterreichiſche Kreditanſtalt tritt als Bewerber auf. Dem Ver⸗ 
nehmen nach iſt für die Ausführung der geſammten projektirten 
Linie die Summe von 90 Mill. Gulden erforderlich. 
Frankreich. 


Paris, 19. Februar. Ueber die geſtrige Vorſtellung des 
öſterreichiſchen und des ruſſiſchen Bevollmächtigten erfahre ich einige 
intereſſante Details. Den Grafen Buol empfing der Kaiſer mit 
ganz beſonderer Herzlichkeit, erkundigte ſich zuerſt mit großer Theil⸗ 
nahme nach dem Befinden des öſterreichiſchen Herrſcherpaares, de⸗ 
ren perſönliche Bekanntſchaft er bald zu machen hoffe, und kompli⸗ 
mentirte dann die Miniſter über die loyale und energiſche Politik, 
die er ſeit Beginn der orientaliſchen Frage befolgt habe. Dem 
Baron Brun now reichte der Kalfer die Hand und drückte ihm 
ſeine beſondere Zufriedenheit aus, ihn als alten Bekannten aus Lon⸗ 
don hier begrüßen zu können. Der Kaijer fragte dann den ruſſiſchen 
Miniſter nach dem Tage der Ankunft des Grafen Orloff und ent⸗ 
ließ ihn mit den Worten: „J’espere que tout finira bien.“ 

(Nat. Ztg.) 

Marſeille, Donnerſtag, 21. Februar, Morgens. Der 
Bevollmächtigte der Pforte für die Pariſer Konferenzen, Großvezier 
Aali Paſcha, iſt heute hier eingetroffen, und ſofort nach Paris 


abgereiſt. 
Rußland und Polen. 

Warſchau, 18. Februar. Ueber die letzten Lebenstage 
des Fürſten Paskiewitſch thellt eine hieſige Correſpondenz des 
polniſchen „Czas“ Folgendes mit: „Die letzten Wochen glichen 
nur einem unterbrochenen Hinſterben; allein faſt bis zum Augen⸗ 
blicke des Todes behielt der Fürft die volle Gegenwart des Gei— 
ſtes und ſprach klar und verſtändig. Seine Aerzte wechſelte er 
alle drei bis vier Tage. Am letzten Abende phantaſirte er und 
ſprach verworren; jedoch am 2. Februar, um 5 Uhr des Mor⸗ 
gens, wachte er mit vollem Bewußtſein auf und ſagte, er habe 
einen ſtärkenden Schlaf gehabt und in Folge deſſen fühle er ſich 
beſſer. Nach einer Weile ließ er ſich ruſſiſche Feldſuppe, die ſo⸗ 
genannte „Ucha“, bringen und nahm davon einige Löffel zu ſich; 
hierauf ſprach er noch, aber feine Rede ward immer unverſtänd⸗ 
licher — dann verſchied er. — Die Section ſeines Körpers zeigte 
zwei Krebſe, beide von ungewöhnlicher Größe; außerdem fand 
man noch zwei andere im Entſtehen begriffene. Die Gedärme 
waren ſehr beſchädigt, und die Aerzte wunderten ſich ſehr, daß 
der Fürſt in ſolchem Zuſtande noch ſo lange hatte leben können.“ 

Helſingfors, 8. Februar. Die geſtrige Nummer der 
offiziellen „Finnlands Allmänna Tidning“ enthält Folgendes: 

„Se. K. Maf. hat, auf deßhalb geſchehene unterthänige Vor⸗ 
ftellung unterm 23. Dezbr. vorigen Jahres, in Gnaden zu ver- 
ordnen geruht, daß alle Sorten Fleiſch, ſowohl ſriſches als ge: 


2 


Kaiſerreich verboten ſein ſollen, nicht minder auf dem Landwege 
als zur See an den europäſſchen Grenzen des Reiches, was hier⸗ 
durch zur Kennkniß Oerer, die es angeht, mitgetheilt wird. Hel⸗ 
ſingfors, aus der 1890 len im kaiſerlichen Senat für Finn⸗ 
1856.“ 
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Börſenberichte. | 
Stettin, 22. Februar. Witterung: Trübe, kalte Luft. 
Temperatur — 10. ind W. 171 10 
Am heutigen Landmarkt hatten wir e 
beſtehend aus: 9 W. Weizen, 10 W. Roggen. — W. Gerſte. 
1 W. Erbſen. 3 W. Hafer. Bezahlt wurde für Weizen 84 bis 
96, Roggen 78—83, Gerſte 5457, Erbſen 80 —84 Yr 25 
Scheffel, Hafer 38—42 7 2 Sat 
n der re.; . 
Weizen, matter, loco 83.90pfd. 96 z bez., 2 94%, 
rübjahr 


Re. bez., 88.90pfd. Anklamer Abladung 112 „ bez., 

BER. gelber Durhichnitts - Dualität excl. ungariſchem 108 
. 84.90pfd. 98 % Br., 88.89pfd. e Mai⸗Juni u. Juni⸗Juli 
1 r 


Roggen, etwas feſter, loco 86.S2pfd. 77 K bez., 84. Sepfdb. 
76% He. 170 Sꝛpfd. „ähh 77 g bez., ur April-Mai 76½ 
A bez., er ann 76 Rs. Gd., Yr Juni-Juli 75%, 75% . 


bez., 76 r. 

Gerſte, loco 74.754. 57 58 . Br., Yer Nu 74.75 5. 
große pomm. 57 . Br., ohne Benennung 56% a Br. 7 

Hafer, loco 52pfd. pomm. 37 à 39 Br., Ae. 
50.524. pomm. 37 34 Gd., do. ohne Benennung excluſive poln. 
und preuß. 35% bez. 

rbſen ohne Umſatz. 

Leind! incl. Faß 14½ % Br. * ke 

Rüböl, angenehmer, loco 16 % Br., 15%, % Go., der Fe- 
bruar, Februar⸗März und März⸗April do., er April⸗Mal 16,02 
S bez. u. Gd., 161% . Br., Pe Sept.-Okt. 14 ½ bez. u. Gd., 


14% % Br. | ben 0 
"Spiritus, ſchließt feſter, loco ohne Faß 13— 1219, —12"% 
8 10 Juni 1 137 10 Be 129 he B. x 125 
., de Mal 1 4 ar 9 %. Br. 1 
ak 1 12½ Br., der Sunte Ful — en a 

gu 5 


% 


[ 


Andenet 1a de er ranzöſiſ 


Eijenbahn-Aftien 168 bez. W . 
g Roggen Der ebrnar-Plär; 7514, 75 2 2 %r Frühjahr 77, 
76 Ag. bez., Ya Mai-Juni 76 ½, . bez., 76 . 


5 0 
jüböl loco 16% i bez., r Februar-März 16½% . Br., 


* A ril⸗Mai 160 Br. 3 Gd. 1 4 2 
m & 1 bez Febr.⸗März 27 ¼ 27 bez. 


pril-Mai —— 1% & bez. 


en Februar 
|  |Gefordrt| Bezuhlt.] Geld. 
Berlin Kurz — — 
Breslau w kurz ab 3 
Hamburg kurz] 152% 152% 
N Mt. — 151%, 
Amsterdam kurz] 143% — 
2Mt. — er 
Donne. .. BRENNT 000% kurz] 6 25 . 
3 Mt.] 6 22 
Baris - ef. e e d 3 Mt. 79% 
Bordeauvkk ennun rennen 3Mt. 
"Augustd’or -+reneeenneen onen 
Freiwillige Staats-Anleihe . --- 4½% 


Neue Preuss. Anleihe 1850/52: - 4½ % 
F do. 1854 — 4 ½ % 
Staats-Schuldscheine 


LEI FEN 


real EM A 


SI Kilt baer 


n 379 Bug 
Staats-Prümien- Anleihe 3½% 1 
Pomm. Pfandbriefe -- 
Rentenbrieſee rs. Hr 0. 40 
Ritt, Pomm. Bank-Act. à 500 Thlr. 
incl. Dividende v. 1. Jan. 1855 - — we. 
Berl.-Stett. Eisenb,-A. Litt. A. B.- — — 
do. Prioritäts- -- 4½% 102 — 
Stargard-Pos. Eisenb-Actien . 3½% — — 
do. Priorität 4½% ] — 100 
Stettiner Stadt-Obligationen + . 3½% — — 
do. do. +14) 101 — — 
do. Strom- Vers.-Actien 190 187 ½ 900 — 
Preuss. National- Vers.-Act. 4% ] 126 126—125 
Preuss. See-Assec-Actien +++ +» 670 — — 
Pomerania See- u. Fluss-Vers.+- 112 * — 
Stettiner Börsenhaus-Oblig. | ‚. — — 100 
do. Schauspielhaus-Öblig. - | 5% = — — 
do. Speicher-Actien +++ — — — 
Vereins-Speicher-Actien --- 9 — — 
Pomm. Proy.-Zuck.-Sied.-Actien- 2 1 * 
Neue Stett. Zuck.-Sied.-Actien . 1300 — == 
Walzmühlen-Actien ++ +++ 1500 — — 
Stett. D.-Schleppsch.-Ges.-Aet. 1500 = are 
do. Dampischifl-Vereins-Act.- |: 5 — — 
05 — — 
Stettiner Portland-Cement-Act.- 140 | — — 
Neue Dampfer-Comp. 1. Serie - - 108 — — 


2. Serie 110 Gd. 110110 ½ bez. 
Barometer: und Thermometerſtand 
bei C. F. Schultz & Co. 


0 Morgens Mittags Abends 
al 6 


| 
Pomm. Chaussee-Bau-Oblig: - 5% 
| hr. 2 Uhr. | 10 Uhr 


Batomkter in Pariſer Linien 21 336,07” 335,97 | 335,56 
auf 09 reduzirt. = 5 1. 
Thermometer nach Reaumur. 2% = %% %“ — 1 


ſalzenes und geräuchertes, bis auf Weiteres zur Ausfuhr aus dem! 


müſſen, einen Auszug aus dem Berichte zu geben. 


Verleger und verantwortlicher Redakteur H. Schoenert in Stettin. Druck von R. Graßmann in Stettin. 


